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Am Parteitag der SP Unterwallis  
in Siders wurde Mathias Reynard  
am Samstag einstimmig als Kan- 
didat für die Staatsratswahlen no- 
miniert. Zudem beschlossen die  
rund 160 anwesenden Mitglie- 
der, eine kantonale Initiative zur  
Begrenzung der Krankenkassen- 
prämien zu lancieren.

In seiner Rede hat Mathias  
Reynard gemäss Mitteilung der  
SP Unterwallis das Engagement  
und die Errungenschaften der  
Partei in der laufenden Legisla- 
tur aufgezeigt. Man habe unter  
anderem einen Gesamtarbeits- 
vertrag (GAV) für die SMZ sowie  
für die Alters- und P(egeheime  
einführen können, einen Stan- 

dardvertrag für die Bergbah- 
nen etabliert oder die Kinder- 
zulagen erhöht.

Ein weiterer zentraler Punkt  
des Parteitags war die geplante  
kantonale Initiative zur Decke- 
lung der Krankenkassenprämien.  
Deren Lancierung erhielt die  
einstimmige Zustimmung der  
Parteimitglieder.

«Im Juni hat die Walli- 
ser Bevölkerung der eidgenössi- 
schen Prämienbegrenzungsinitia- 
tive zugestimmt», wird Clément  
Borgeaud, Präsident der SPU, in  
der Mitteilung zitiert. Nun wer- 
de man diesen Auftrag umset- 
zen und die Erwartungen der  
Bevölkerung erfüllen. (pan)

Reynard für weitere Amtszeit nominiert
Am Parteitag der SP Unterwallis in Siders wird Reynard als Kandidat einstimmig bestätigt.
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Der Briger SVP-Parlamentarier  
Michael Graber sitzt in einer wei- 
teren Nationalratskommission. Am  
Samstag wurde bekannt, dass er  
ab dem 1. Januar neben der Kom- 
mission für Umwelt, Raumplanung  
und Energie auch der Kommissi- 
on für soziale Sicherheit und Ge- 
sundheit angehört. Er habe sich  
parteiintern durchsetzen können,  
sagt Graber, die Kommission sei  
eine der wichtigeren in Bundes- 
bern, daher freue er sich über die  
Nominierung.

Graber rutschte 2021 für  
Franz Ruppen in den National- 
rat nach. Im vergangenen Jahr  
erfolgte seine Wiederwahl. Als  
Präsident des Referendumsko- 
mitees gegen das Klimaschutz- 
gesetz wurde Graber schweiz- 

weit bekannt. Er ist weiter Mit- 
glied des Parteivorstands der  
SVP Schweiz. (bra)

Graber neu in Gesundheitskommission
Nationalrat setzt sich parteiintern durch.

Michael Graber, SVP.
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Sommer 2012 – damals erteil- 
te der Staatsrat die Genehmi- 
gung für das Strassenbauprojekt  
«Sanierung Strasse zum Biel».  
Es ging dabei um eine Umle- 
gung eines Streckenabschnitts auf  
der Strasse zwischen Täsch und  
Zermatt im Gebiet «Zum Biel».

Im Frühjahr 2021 wurden  
Anpassungen an der Linienfüh- 
rung des Projekts vorgenommen,  
dies nach Verhandlungen mit  
der im Gebiet ansässigen Schrei- 
nerei und der für das Projekt  
verantwortlichen Dienststelle für  
Mobilität DFM.

Die neuste Variante sah  
schliesslich vor, die Strasse um  
eine Fahrbahnbreite nach Osten  
zu verschieben, um den Vorplatz  
der Schreinerei zu entlasten.

Die Vorwürfe der  
Beschwerdeführer
Der Betreiber der Schreinerei  
und eine vom Projekt betro,e- 
ne Privatperson wollten jedoch  
eine noch grössere Entfernung  
zwischen Strasse und Schreine- 
rei. Beide erhoben Einsprache  
gegen die neu ausgearbeitete  
Linienführung.

Ein Jahr später, im Som- 
mer 2022, genehmigte der Staats- 
rat die geänderte Projektvariante,  
die die DFM ausgearbeitet hat- 
te, und lehnte die von den beiden  
Einsprechern favorisierte Linien- 
führung ab.

Sowohl der Betreiber der  
Schreinerei als auch die Privat- 
person erhoben gegen die Projekt- 
genehmigung Beschwerde beim  
Walliser Kantonsgericht. Diese  
wurde Anfang des vergangenen  
Jahres abgewiesen.

Am 9. März 2023 gelang- 
ten die beiden Einsprecher so- 
dann ans Bundesgericht. Dieses  
hat am 14. Oktober entschieden.  
Das Urteil des Bundesgerichts be- 
zieht sich auf die Projektänderung,  
nicht aber auf das im Jahr 2012 ge- 
nehmigte Strassenbauprojekt.

Wie aus dem Urteil des 
Bundesgerichts hervorgeht,  

warfen die beiden Beschwer- 
deführer dem Walliser Kantons- 
gericht vor, seine Prüfp(icht  
nicht vollständig wahrgenom- 
men und seine Möglichkeiten  
zur Überprüfung des Verfah- 
rens nicht ausreichend ausge- 
schöpft zu haben. Sie monier- 
ten auch, dass ihre Rechte auf  
rechtliches Gehör und Mitwir- 
kung im Verfahren verletzt wor- 
den seien. Beweisanträge sei- 
en abgelehnt worden, mündli- 
che Verhandlungen und ein Au- 
genschein vor Ort hätten nicht  
stattgefunden.

Das Bundesgericht hält dazu je- 
doch fest, dass die Vorinstanz die  
Akten ausreichend geprüft und  
keine willkürliche Entscheidung  
getro,en hat. Der Staatsrat habe  
bereits eine Ortsschau durchge- 
führt, sodass die Vorinstanz, oh- 
ne weitere Beweise zu erheben,  
habe entscheiden können. Dass  
das Kantonsgericht zusätzliche  
Beweise abgelehnt hat, betrach- 
tet das Bundesgericht als nicht  
willkürlich.

Die Beschwerdeführer kri- 
tisierten zudem, dass während  
des Verfahrens keine schriftlichen  

Stellungnahmen der Gemeinden  
Zermatt und Täsch eingeholt  
worden sind. Das Bundesgericht  
urteilt jedoch, dass dies keinen  
Verstoss gegen das rechtliche Ge- 
hör darstellt, da die Gemeinden an  
der Ortsschau teilgenommen und  
ausreichend Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gehabt hätten. Sowohl  
die Betreiber der Schreinerei als  
auch die Privatperson beanstan- 
deten zudem, dass sie sich nicht zu  
allen behördlichen Eingaben hät- 
ten äussern können. Doch auch  
dieser Vorwurf hatte vor Bundes- 
gericht keinen Bestand.

Ein weiterer Punkt, den die bei- 
den Kläger vorbrachten, war die  
Frage, ob für die Projektänderung  
eine neuerliche ö,entliche Au(a- 
ge erforderlich gewesen wäre. Das  
Bundesgericht stellt hierzu fest,  
dass die Änderungen als einfache  
Planänderungen einzustufen wa- 
ren, für die eine ö,entliche Au(a- 
ge nicht nötig gewesen sei, wenn  
die vom Projekt Betro,enen Ein- 
sicht nehmen und Einspruch erhe- 
ben konnten. Die Beschwerdefüh- 
rer seien über die Projektänderung  
informiert gewesen, so das Bun- 
desgericht weiter. Sie hätten da- 

rum die Möglichkeit gehabt, Ein- 
spruch einzulegen. Ihr rechtliches  
Gehör sei nicht verletzt worden.

In Bezug auf die geänder- 
te Linienführung des Strassen- 
projekts stellte das Bundesgericht  
fest, dass die Vorinstanz die ver- 
schiedenen Varianten gründlich  
geprüft hatte. Die genehmigte  
Variante, die die Strasse um eine  
Fahrbahnbreite verschiebt, wur- 
de als die sicherste und aus öko- 
logischer sowie 0nanzieller Sicht  
vorteilhafteste Lösung bewertet.

Ein ebenfalls umstrittener  
Punkt war schliesslich auch der  
Eingri, in das Eigentum der  
Beschwerdeführer. Denn durch  
die Projektänderung müssen  
Grundstücke enteignet und ein  
Stall abgerissen werden. Das  
Bundesgericht erklärt, dass der  
Eingri, in das Eigentum der Be- 
schwerdeführer durch eine ge- 
setzliche Bestimmung gedeckt  
und verhältnismässig sei. Die  
beiden würden für den Verlust  
entschädigt und die Änderun- 
gen brächten Verbesserungen für  
den Betrieb der Schreinerei.

Kosten und  
Entschädigung
Die Gerichtsgebühr für das Ver- 
fahren am Kantonsgericht wur- 
de auf 2500 Franken festge- 
legt, ohne dass den beiden Be- 
schwerdeführern eine Entschä- 
digung zugesprochen wurde.  
Das Bundesgericht hat nun ent- 
schieden, dass die Beschwer- 
deführer aufgrund eines Ver- 
fahrensfehlers nur teilweise in  
der Sache unterlagen, weswe- 
gen Gerichtskosten und Par- 
teientschädigung neu geregelt  
werden müssen. Die Sache  
wird zur Neuregelung der Kos- 
ten und Entschädigung an die  
Vorinstanz zurückgewiesen.

Im Ergebnis wurde die Be- 
schwerde jedoch im Wesentli- 
chen abgewiesen, mit Ausnahme  
der Kostenregelung.

Bundesgericht bestätigt Strassenbau- 
Entscheid auf der Strasse Täsch–Zermatt
Der langwierige Streit um die Umlegung der Strasse «Zum Biel» ist entschieden: Das Bundesgericht bestätigt die geänderte Linienführung 
und lässt die Einsprecher abblitzen.

Ein Teilstück der Strasse zwischen Täsch und Zermatt soll verlegt werden. Zwei Einsprecher zogen dagegen bis vor Bundesgericht und 
blitzten ab. Bild: zvg
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